
Zeitschrift: Der Armenpfleger : Monatsschrift für Armenpflege und Jugendfürsorge
enthaltend die Entscheide aus dem Gebiete des Fürsorge- und
Sozialversicherungswesens

Herausgeber: Schweizerische Armenpfleger-Konferenz

Band: 9 (1911-1912)

Heft: 5

Rubrik: Mitteilungen

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist die Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften auf E-Periodica. Sie besitzt keine
Urheberrechte an den Zeitschriften und ist nicht verantwortlich für deren Inhalte. Die Rechte liegen in
der Regel bei den Herausgebern beziehungsweise den externen Rechteinhabern. Das Veröffentlichen
von Bildern in Print- und Online-Publikationen sowie auf Social Media-Kanälen oder Webseiten ist nur
mit vorheriger Genehmigung der Rechteinhaber erlaubt. Mehr erfahren

Conditions d'utilisation
L'ETH Library est le fournisseur des revues numérisées. Elle ne détient aucun droit d'auteur sur les
revues et n'est pas responsable de leur contenu. En règle générale, les droits sont détenus par les
éditeurs ou les détenteurs de droits externes. La reproduction d'images dans des publications
imprimées ou en ligne ainsi que sur des canaux de médias sociaux ou des sites web n'est autorisée
qu'avec l'accord préalable des détenteurs des droits. En savoir plus

Terms of use
The ETH Library is the provider of the digitised journals. It does not own any copyrights to the journals
and is not responsible for their content. The rights usually lie with the publishers or the external rights
holders. Publishing images in print and online publications, as well as on social media channels or
websites, is only permitted with the prior consent of the rights holders. Find out more

Download PDF: 05.03.2026

ETH-Bibliothek Zürich, E-Periodica, https://www.e-periodica.ch

https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=de
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=fr
https://www.e-periodica.ch/digbib/terms?lang=en


nicht den mindesten Anhaltspunkt dafür, daß damit eine andere Leistung als
die im ersten Satze des Paragraphen genannte Leistung der U nterstützu n g
gemeint sei, welche wiederum genau umschrieben ist in dem unmittelbar
vorangehenden 8 8. Hat es damit seine Richtigkeit, so ist nicht einzusehen, wieso der
8 9 eine Rückerstattungspflicht der Gemeinden unter einander soll begründen
können. Er bezieht sich nur auf das Verhältnis des U n t erstütz t en zu seinen
Heimatgemeinden, bestimmt den Umfang der Hülsspflicht dieser Gemeinden dem
U n t erstütz t en gegenüber, schafft aber keinerlei Rechtsanspruch von Gemeinde
zu Gemeinde. Es wäre verfehlt, behaupten zu wollen, die Rückerstattung einer
Gemeinde an die andere falle eigentlich auch unter den Begriff der
Unterstützungsleistung der Z8 8 und 9, es liege nur in einem Falle mittelbare, im
andern dagegen unmittelbare Ausrichtung der Unterstützung, das heißt ein
irrelevanter Unterschied, vor. Dem ist nicht so, sondern es handelt sich bei der
Rückerstattung überhaupt nicht mehr um Unterstützung, auch nicht um indirekte. Es
fehlt dabei ja vollständig an der Voraussetzung für jede armengesetzliche
Unterstützung, an der Notdürftigkeit des Empfängers. Unterstützung im Sinne des

Armengesetzes setzt die gegenwärtige Notlage eines Individuums oder
einer Familie voraus, und die Unterstützungs l e i st u n g des 8 9 kann deshalb
in nichts anderem bestehen als in der Hebung dieser gegenwärtigen Notlage.
Ob sich der momentan Unterstützungsbedürftige auch früher schon in Not
befunden hat, und wie er darüber hinwegkam, ist ganz belanglos. Die Hülfspslicht
der Armenpflege bezieht sich ausschließlich auf die Gegenwart, und es kann aus
ihr nicht eine Pflicht zur Rückerstattung von Unterstützung abgeleitet werden,
welche andere in der Vergangenheit geleistet haben. Ob diese andern
Privatpersonen oder öffentliche Instanzen waren, ist dabei ganz unerheblich. - - Das
Armengesetz kennt einen einzigen Fall, in welchem eine Gemeinde gegenüber der
andern rllckerstattungspflichtig ist, nämlich den Fall des 8 kl) (unaufschiebbare
Nothülse), und unsere Auffassung findet in dieser Ausnahme von der Regel ihre
volle Bestätigung. Der 8 19 ist ohne jeden Zweifel aus alle Notfälle, also auch

auf die Doppelbürgerfälle, in denen der Hülfsbedürftige in einer der
Bürgergemeinden wohnt, anwendbar, und der 8 46 der Instruktion enthält somit, indem
er dieses ausdrücklich bestätigt, nur eine Wiederholung der einschlägigen
Gesetzesbestimmung. Auch die Doppelbürger diirfen nur in dringenden Fällen und
nur so lange von einer Gemeinde auf Rechnung der andern unterstützt werden,
bis diese ihre Verfügungen getroffen hat, und auch hier ist der mitbeteiligten
Gemeinde unverzüglich Bericht zu geben. - Selbstverständlich können auch

nicht etwa die Bestimmungen des Obligationenrechtes betreffend die irrtümliche
Bezahlung einer Nichtschuld auf den vorliegenden Fall analoge Anwendung
finden; denn eine solche Analogie könnte nur dann überhaupt in Frage kommen,
wenn vom Armengesetz hinsichtlich der Rllckerstattungspflicht der Armengemeinden

eine Lücke gelassen wäre. Das ist aber nicht der Fall, und für die Anwendung
der fraglichen Rechtsgrundsätze aus den hier zu beurteilenden Tatbestand fehlt
also jegliche Veranlassung. ^ Daß die Bestimmungen des Armengesetzes durch
diejenigen des Obligationenrechtes abgeändert seien, wird kaum jemand
behaupten wollen.

Bern. S ch w a chs i n n i g e n f ü r s o r g e. Bekanntlich werden die Schwachsinnigen

in zwei Gruppen eingeteilt: die Schwachbegabten, als Schwachsinnige
geringern Grades, und die eigentlich Schwachsinnigen. Erstere werden in Spe-
ziälklassen unterrichtet, die sich in Bern, Burgdorf, Thun, Langnau und Steffis-
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burg befinden. Letztere dagegen finden in besondern Anstalten Unterkunft und
Erziehung. Bis in neuerer Zeit befanden sich im Kanton Bern nur die
Privatanstalten im Weißenheim und zur Hoffnung in Bern.'

Das neue Schulgesetz von 1894 bestimmte in Art. 55: „In die Schule sollen
nur bildungsfähige Kinder aufgenommen werden. - ^ Blödsinnige sind vom
Schulbesuche gänzlich zu dispensieren. — Taubstumme, blinde, schwachsinnige
und epileptische Kinder müssen, wenn sie bildungsfähig sind und nicht in den

öffentlichen Schulen unterrichtet werden können, in Spezialanstalten untergebracht

werden. — Der Staat sorgt dafür, daß diese Anstalten den besondern
Bedürfnissen genügen." — Aus diesem Gedanken heraus ist dann die Anstalt in
Burgdorf entstanden. Sie wurde von den Bezirkskomitees für Jdiotenfürsorge
der Ämter Burgdorf, Fraubrunnen und Konolfingen angeregt und gehört
gegenwärtig einer Genossenschaft von 198 Gemeinden der drei genannten Amtsbezirke,
aber auch des Seelandes und des Amtsbezirks Seftigen und zwar sowohl
Einwohnergemeinden als Burgergemeinden mit bürgerlicher Armenpflege. Diese
Gemeinden mußten sich zu einem einmaligen Beitrag von 39 Rp. pro Kopf der
Bevölkerung an den Bau der Anstalt verpflichten und zu einem Jahresbeitrag
von 5 Rp. Pro Kopf der Bevölkerung an den Betrieb. Der Bau der Anstalt kam
auf 249,999 Fr. Sie war für 69 .Kinder bemessen, gegenwärtig beherbergt sie

79 .Kinder, aber es ist von vorneherein die Möglichkeit ins Auge gefaßt worden,
sie nötigenfalls für 129 Kinder zu erweitern. Der Staat leistete an die Anstalt
im Jahre 1993 39,999 Fr. aus der Bundessubvention für die Primärschule und
im Jahre l995 noch 162,999 Fr. aus dem kantonalen Anstaltssonds, im ganzen
also 192,999 Fr. oder 89 der Baukosten. Ferner gibt er der Anstalt jährlich auf
dem Budgetwege 7999 Fr. und in den letzten Jahren auch noch außerordentliche
Beiträge aus dein Alkoholzehntel.

Nachdem die unterländischen Bezirke in den Besitz einer derartigen Anstalt
gelangt waren, regte sich auch im Oberland eine kräftige Initiative zur Errichtung
einer entsprechenden Anstalt, die ans dem Ortbllhl bei Stefsisburg errichtet wird.
Nach dem im 7. Jahrgang Seite 39 mitgeteilten Großratsbeschluß gab der Staat
an die aus 258,999 Fr. veranschlagten Baukosten einen Beitrag von 79'H, im
Maximum 159,959 Fr.

Die letztjährige Versammlung der Armeninspektoren des Seelandes hatte u. a.
auch über die Frage zu beraten, ob die Gründung einer Anstalt für schwachsinnige
Kinder dieses Landesteiles anzustreben sei und hat das frühere Komitee, das sich

mit dieser Angelegenheit schon in jener Zeit befaßt hatte, da in unserm Kanton
die Fürsorge für schwachsinnige Kinder noch im Stadium der Vorstudien sich

befand, ersucht, alle Gründe für und gegen eine solche Anstalt nochmals in
Erwägung zu ziehen. Nach einem gründlichen Austausch der Meinungen ist man zu
der Überzeugung gelangt, daß eine besondere Anstalt für eine rationelle
Erziehung der schwachsinnigen Kinder des Seelandes zu begrüßen wäre, daß aber
im Blick auf die bestehenden ungünstigen Umstände nur geringe Aussicht
vorhanden sei, die hierfür erforderlichen bedeutenden Mittel aufzubringen. Den
Gemeinden wird deshalb der Anschluß an die Anstalt in Burgdorf empfohlen.

Dagegen sind weitere Projekte von Schwachsinnigen-Anstalten vorhanden
und werden kaum fallen gelassen: eine solche für das Amt Signau, eine für die
Stadt Bern und schließlich eine für den Jura.

— In der Sitzung des Großen Rates vom 28. November 1911 gelangte die
Motion Jacot betreffend Rücker st attung eines Teiles der Armen-
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st euer an den neuen K a nto n ste iI zur Behandlung. Der Motionäy
führte aus, daß die Motion eher eine Intervention sei, die ihre Berechtigung im
Armengesetz von 1897 (Art. 121) habe und daß es sich nur darum handle, den
Artikel auszuführen. Bis 1897 hatte der Jura ein anderes Armenunterstützungsgesetz.

Während im alten Kanton die Einwohnergemeinden mit Subsidien des
Staates die Unterstützung trugen (Ortsarmenpflege, System Schenk), war es im
Jura die Burgergemeinde, der die Verpflichtung der Unterstützung übertragen

.war (bürgerliche Armenpflege). 1897 kam die Unisormierung für den ganzen
Kanton — das Einwohnergemeindesystem wurde auch für den neuen Kanton
eingeführt. Für diesen bedeutete die Reform aber neue Lasten, neue Mehrausgaben.

Man hat deshalb im Gesetz von 1897 versprochen, dem Jura einen Teil
dieser Mehrausgaben zurückzuvergüten. Der betreffende Passus in Art. 121 lautet:
„Der Armensteuerbetrag des neuen Kantons fällt während der ersten fünf Jahre
vollständig in die laufende Verwaltung des Staates, vom 6. bis zum 29. Jahre
wird die Hälfte des Ertrages dieser Steuer den Gemeinden des neuen Kantons
im Verhältnis des Bezuges zurückerstattet zum Zwecke der Bildung resp. Aeuf-
nung von örtlichen Armengütern usw." Der neue Kanton zahlt pro Mille
mindestens 59 Cts. mehr als vor 1897. Der Staat hat noch nichts zurückvergiitet.

Armendirektor Burren erklärte Annahme der Motion. Die Regierung
ist bereit, Bericht und Antrag vorzulegen, bedarf aber noch einiger Zeit, um den

Bericht mit dem nötigen Zahlenmaterial über Leistungen an Arme auszustatten.
Es will niemand den Kompromiß von 1897 bestreiten. Die ganze Differenz ist
eine Frage der Interpretation.

St. Gallen. Die Zentralarmenkommission der Stadt St. Gallen, der 18
Korporationen angehören, erließ unterm 39. November 1911 einen Appell an
die S t i ck e r e i i n d u st r i e l l e n des Platzes, den Ausschneiderinnen,
soweit als irgend tunlich, den durch maschinellen Betrieb bedrohten Verdienst
nicht gänzlich entziehen zu wollen, weil durch diesen Nebenverdienst viele Familien
vor der Inanspruchnahme der öffentlichen Wohltätigkeit bewahrt werden können
bei dem bestehenden und durch die Teuerung noch verschärften gegenwärtigen
Notstand.

Granbünden. Aus der bündneri scheu A r m e n r e ch t s p r a x i s.

Der bündnerische Regierungsrat hatte sich kürzlich mit drei nicht uninteressanten
Armenrechtsfällen zu befassen. In dein einen Fall ging beim Regierungsrat eine
Beschwerde der freiwilligen Armenpflege Zürich ein, daß sich die
bündnerische Gemeinde V. seit Jahren weigere, an die Unterstützung einer in
Zürich wohnenden Frau F. saint sechsjährigem Kinde, die von ihrem Manne
böswillig verlassen wurde, einen Beitrag zu leisten. Das Begehren der freiwilligen

Armenpflege Zürich ging dahin, der Regierungsrat wolle die Gemeinde
veranlassen, an einen notwendig gewordenen mehrwöchentlichen Spitalaufenthalt
der Frau einen Beitrag von 99—145 Fr. zu leisten. Die Armenbehörde der
Gemeinde V. lehnte dieses Begehren unter Berufung auf ihre Arniut ab; Frau F.
möge heimkommen, um hier im Bezirksarmenhause oder im Spital Aufnahme
zu finden! Der bündnerische Regierungsrat folgte indessen nicht
dieser engherzigen Argumentation; er stellte fest: Die Frau, die in Zürich ihren
ständigen Verdienst als Einlegerin in einer Buchdruckerei hat, ist Wohl krank,
allein besserungsfähig. Seit Jahren hat sich die städtische Armenpflege der
Familie immer wieder angenommen und jetzt die Frau im städtischen Notkrankenhause

und das Kind im städtischen Jugendheim versorgt. Sie erklärt sich jedoch



außer Staude, die Kosten der notwendig gewordenen Spitalbehandlung ohne
Beitrag der Heimatgemeinde auch diesmal zu tragen. Die Folge müßte die sein,
daß die Familie bei nächster Gelegenheit wegen Armengenössigkeit ausgewiesen
und ganz der Heimatgemeinde zur Last fallen würde, da nach Art. 45 der
Bundesverfassung die Ausweisung gestattet ist, sofern die Heimatgemeinde eine
angemessene Unterstützung trotz amtlicher Ausforderung nicht gewährt. Das aber
wäre weder im Interesse der Familie noch der Heimatgemeinde, solange
der Zustand der Unterstützten eine baldige Wiedererlangung der
Arbeitsfähigkeit verspricht und somit Aussicht vorhanden ist, daß sie ihren Unterhalt selbst
verdienen kann, wenn sie in den gewohnten Verhältnissen bei vorhandener
Arbeitsgelegenheit belassen wird. Die kantonale Armenordnung überbindet dem
Kleinen Rat die Aufgabe, die Gemeinden zu zweckentsprechender Unterstützung
ihrer Armen zu verhalten und gegen saumselige Unterstützung einzuschreiten.
Der Regierungsrat erklärte daher die Gemeinde V. pflichtig, dem Gesuch der
Armenbehörde Zürich in billigem Maße zu entsprechen und einen Beitrag von
90 Fr. an die Unterstützung der Frau zu leisten.

Im zweiten Fall handelte es sich um eine arme, in einer Oberländergemeinde

wohnhafte Tessinerin, die schon zweimal im Spital zu
Jlanz als Notfall operiert werden mußte. Die Gemeinde richtete nun an den

Kleinen Rat das Gesuch um kantonale Kostentragung- Nun bestimmt aber die
bündnerische Armenordnung in ihrem Artikel 4, daß die Wohngemeinde armer
Kranken sich in erster Linie anzunehmen habe. Wohngemeinde ist im vorliegenden

Fall die bündnerische Gemeinde. Freilich kann sich die Wohngemeinde, wenn
es sich um arme Bündner handelt, an der Heimatgemeinde für ergangene Kosten
schadlos halten, unter Beobachtung der vorgeschriebenen Anzeigefrist. Bei Nicht-
bündnern aber hat die Wohngemeinde kein Regreßrecht an der Heimatgemeinde:
sie kann aber, wenn es sich um dauernde Inanspruchnahme der öffentlichen
Wohltätigkeit handelt, beim Kleinen Rat auf Heimfchaffung der Armengenösstgen
dringen, sofern die Heimatgemeide auf ergangene amtliche Aufforderung hin
keine angemessene Unterstützung gewährt.

Auch in einem dritten Fall hatte sich der Kleine Rat gegen den bei
verschiedenen Bündner Gemeinden beliebten „Hei m ruf" unterstützungsbedürftiger,

auswärtswohnender Armen zu wehren. Der Vater einer verheirateten
Frau mit drei Kindern stellte an die Regierung das Begehren, der Kleine Rat
wolle die Heimatgemeinde der Frau bezw. des Mannes zur Unterstützung der
Frau mit ihren drei Kindern anhalten; sie bedürfe der Unterstützung dringend,
da sie von ihrem liederlichen Manne nichts zu erwarten habe. Die Gemeinde
gab in ihrer Vernehmlassung zu, daß Frau und Kinder im Elend seien, suchte
dabei aber geltend zu machen, daß die Ehefrau das Elend mit verschuldet habe.
Wenn die Frau unterstützt sein wolle, so möge sie heimkommen; nach auswärts
verabreiche die Gemeinde keine Unterstützungen. Der Kleine Rat gab sich

indessen damit nicht zufrieden. Er stellte fest, daß die Frau mit ihren drei
Kindern in Not sich befinde; für die Heimatgemeinde entstehe daraus die
unabweisbare Pflicht, für sie zu sorgen. Die Frage, wer dabei das Elend
verschuldet habe, könne nicht weiter in Betracht fallen. Das Angebot der Gemeinde,
die Frau möge mit ihren Kindern heimkommen, sei ungenügend und
unannehmbar, solange irgendwelche Auskunft über die Art der dabei vorgesehenen
Versorgung fehle. Die Erfahrung zeige — und hierin wird jeder, der einigermaßen

die Armenrechtspraxis verfolgt, dem bündnerischen Regierungsrat Recht
geben —, daß diese Art des Heimrufes sozusagen ausnahmslos unbefriedi-



gen de Resultate zeitige, beiden Teilen zum Zchad en gereiche und oft zu
Situationen führe, die nicht nur hart, sondern unwürdig erscheinen.
Der bündnerische Regierungsrat beschloß aus diesen Erwägungen, die Gemeinde
sei grundsätzlich verpflichtet, Frau und Kinder mit dem Notwendigsten zu
unterstützen i über die Art der Unterstützung haben sich die Parteien innert
Monatsfrist zuhanden des Armendepartements genauer vernehmen zu lassen,
worauf der Kleine Rat, sofern eine Beteiligung nicht erzielt werden kann, auch

diese Frage entscheiden wird. H.
Literatur.

Was jeder Schweizer vom Zivilgesetzbuch wissen mutz. Darstellung des schweizerischen
Zivilgesetzbuches in Fragen und Antworten von Dr. Ed. Kühn, Rechtsanwalt in
Zürich. (162 Seiten.) 8°, Zürich 1911, Verlag: Art. Institut Orell Füßli.
Gebunden in Leinwand 2 Fr.
Mit dem 1. Januar 1912 haben wir in der Schweiz das seit hundert Jahren

von vielen Patrioten ersehnte einheitliche Zivilrccht. Mitzuhelfen, daß die Erkenntnis
rasch in weite Kreise dringt, soll die Aufgabe des vorliegenden Buches sein. Es ist
dafür eine etwas ungewohnte Form, nämlich die Darstellung in Fragen und Antworten,
gewählt worden. Aber gerade in dieser Form verdaut derjenige, der sich an das Lesen
von Gcsetzcsparagraphen nicht gewöhnt ist, die Darstellung von Rcchtsmaterien leichter
und macht sich gleichsam spielend mit dem neuen Recht vertraut. Der Theorie durste
selbstverständlich kein Platz eingeräumt werden. Praktische Fragen, wie sie jedem
Einzelnen tagtäglich auftauchen, werden aufgeworfen und sofort in einer für das
Leben brauchbaren Form beantwortet. Zur schnellen und leichten Uebersicht sind am
Schluß alle Fragen nochmals zusammengestellt und ein alphabetisches Sachregister bei-
gegcben. Da das Buch ein Volksbuch sein soll, das jahrein, jahraus als Berater dient,
hat der Verleger auf die Ausstattung besondere Sorgfalt verwendet. Der Preis ist
ein außergewöhlich billiger und beträgt für das 166 Seiten starke und gut gebundene
Buch nur 2 Fr.

Schneiderlehrling-Gesuch.
Bei Unterzeichnetem könnte ein Lehrjunge

per sofort oder auf Mai eintreten

Kaspar Spörrv, Schneidermeister,
0.^.425) Hombrechtikon s328

Aamenschneiderin
sucht eine AuSbildungS- oder
Lehrtochter

L. Ehrbar, Damenschneiderin.
326) Alawil, Kt. St. Gallen.

Art. Institut Grell Fühle, Verlag, Zürich.

Meöer Angstneurosen und das Stottern.
Von Or. meà. L. Frank. 20 S., gr. 8» Format. Preis SO Rp.

Der Verfasser lehrt in dieser außerordentlich inhaltsreichen Schrift, daß man
die Jugend eines Kindes, das Milieu, die auf dasselbe einstürmenden Eindrücke nicht
sorgfältig genug überwachen kann usw Seine Arbeit sei allen Lehrern, Eltern, über-

Durch alle Buchhandlungen zu beziehen.

Art. Institut Grell Füstti, Uerlag, Zürich.
Wir empfehlen zur Anschaffung:

das Schweizerische Zivilgesetzbuch
Das populärste Buch über

Tvas jeder Schweizer vow
Zivilgesetzbuch wissen inutz.

Eine Darstellung desselben in Fragen und Antworten.
Elegant gebunden in Ganzleinen 2 Fr.

Dt-s-S Volksbuch hat die Ausgabe, die wettesten Kreise mZglichst rasch in da«
langersehnte, einheitliche Zivilrecht einzuführen.

Praktische Fragen, wie sie jedem einzelnen tagtäglich auftauchen, werden
aufgeworfen und sofort in einer für das Leben brauchbaren Form beantwortet.

Z« hab«« in seder Knchhandlnng.

Tapezierer-Lehrling
gesucht.

P-r Anfang Januar oder Frühjahr
1912 könnte ein klüftiger, intelligenter und
guterzogener Jüngling bei Unterzeichnetem
in die Lehre treten. Gute, familiäre
Behandlung und gründliche Grkrnung des
Berufes sind bei anständigem Benehmen
zugesichert. E. Bleicker-Borel,

Tapezier- und Möbelgeschäft,
325 Lichtensteig, Toggtnburg.

Aas DiakonenHaus
bei Nüschlikvn (Zürich) bietet pflegebedürftigen

u. chronischkranken Männern freundliche

Verpflegung.
Preis: Allgemeine Abteilung 2—3 Fr.,

Einzel- und Zweizimmer 3—6 Fr. s321

Ich suche zu baldigem Eintritt noch einige

Lehrlinge
für Korbflechters», ebenlo habe für
Männer, die nur auf leichtere oder nur
auf einzelne Artikel dieser Branche arbeiten
könn n, immer Beschäftigung.
H.Brunner-W ehrli, Korbwarensabrik.

Ufter (Zürich). 327

Intelligenter, starker 329

Jüngling
kann unter günstigen Bedingungen den

Marmoristenberuf g-ündltch erlernen.
Eintritt kann sotort geschehen oder mit
Ostern, bei Friedrich Lüthi, Bildhauer,
Ellnat-Kappel, St. Gallen.

Bnchdruckeret .Esstngerhos A.-G.« in Brngg.
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